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Vorwort

Das Rechtsschutzsystem im Vergaberecht ist zweigeteilt. Diese Zweiteilung ent-
spricht der Zweiteilung im Vergaberecht. Genauso wie dieses bei den anwendba-
ren Vorschriften zwischen Vergabeverfahren oberhalb und unterhalb der Schwel-
lenwerte unterscheidet, differenziert auch das Rechtsschutzsystem. Oberhalb der
Schwellenwerte stehen dem Unternehmen bzw. Bieter weitaus mehr Rechts-
schutzmöglichkeiten zur Verfügung als unterhalb. Bei Überschreitung der Schwel-
lenwerte kann der Bieter zum einen versuchen die Entscheidung über die Zu-
schlagserteilung (nicht den bereits erteilten Zuschlag!) wiedergängig zu machen,
sog. Primärrechtsschutz. Auf diese Weise kann er bewirken selbst den Zuschlag
zu erhalten, vorausgesetzt er hat das nach der Wertung wirtschaftlichste Angebot
abgegeben. Zum anderen kann er einen Anspruch auf Schadensersatz geltend ma-
chen, sog. Sekundärrechtsschutz. Die maßgeblichen Rechtsmittel sind im Gesetz
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) und dort im 4. Teil geregelt. Es han-
delt sich um EG-Recht. Der deutsche Gesetzgeber ist damit verpflichtet, sowohl
Primärrechtsschutz im Form des Vergabenachprüfungsverfahrens, der sofortigen
Beschwerde und dem Antrag auf Voraberteilung des Zuschlags, als auch Sekun-
därrechtsschutz in Form von Schadensersatzansprüchen einzurichten.

Überschreitet der Auftragswert nicht die Schwellenwerte, kann der Bieter nur
Sekundärrechtsschutz, d.h. einen Schadensersatzanspruch geltend machen. Pri-
märrechtsschutz, d.h. ein Rechtsmittel mit dem Ziel den Auftrag zu erhalten, kann
er nicht einlegen. Ein solches Rechtsmittel ist nicht vorgesehen. Unterhalb der
Schwellenwerte stellt das Vergaberecht nationales Haushaltsrecht dar. Der deut-
sche Gesetzgeber wäre allenfalls über Art. 3 GG zur Gleichbehandlung und damit
zur Schaffung eines Primärrechtsschutzes unterhalb der Schwellenwerte verpflich-
tet. Im Ergebnis wird eine solche Verpflichtung allerdings abgelehnt.

Aus der vorstehenden Differenzierung zwischen den Rechtsschutzmöglichkei-
ten oberhalb und unterhalb der Schwellenwerte zeigt sich bereits, dass eine gute
Kenntnis der jeweils zur Verfügung stehenden Rechtsmittel erforderlich ist, um
seine Rechte effektiv verwirklichen zu können. Dies gilt sowohl für die Bieter als
auch für die Vergabestelle. Auch sie muss in der Lage sein, unberechtigt geltend
gemachte Vergabenachprüfungsanträge sowie Schadensersatzansprüche wirksam
entgegentreten zu können. Dieses Buch möchte einen Überblick über die ver-
schiedenen Rechtsmittel sowie ihre praktische Handhabung geben. Dabei wird in
großem Maße auf die praktischen Erfahrungen der Verfasser zurückgegriffen. Dies
sichert eine effektive und zielführende Hilfestellung bei der Rechtsdurchsetzung.

Neckargemünd, im September 2010 Die Verfasser
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